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Mohammed Mursi während der Gerichtsver-
handlung am Dienstag. FOTO: DPA

VON TAKIS TSAFOS
UND CHRISTIAN BÖHMER

Athen·Brüssel. Athen und Moskau wollen
enger im Bereich Energie kooperieren. Aus
diesemGrund kamderChef des russischen
Staatsmonopolisten Gazprom, Alexej Mil-
ler, am Dienstag mit dem griechischen Re-
gierungschefAlexis Tsipras undEnergiemi-
nister Panagiotis Lafazanis zusammen. Im
Mittelpunkt der Gespräche stand die ge-
plante Erweiterung einer Gas-Pipeline auf
griechischen Boden. Ein Abkommen
wurde jedoch nicht unterzeichnet.
„Wir setzen unsere Gespräche fort und

hoffen uns bald auf den Bau der Pipeline zu
einigen, die große Vorteile für Griechen-
land haben wird“, sagte der griechische
Energieminister nach dem Treffen. Miller
erklärte, der endgültige Bau der Pipeline

werde nach den Geboten und Regeln der
Europäischen Union stattfinden.
Überschattet werden die Gespräche von

den massiven Finanzproblemen des seit
2010 nur mit internationaler Hilfe vor der
Pleite bewahrten Landes. Im Ringen zwi-
schen Athen und den Geldgebern um wei-
tere Hilfsmilliarden haben die Europartner
nunde facto auf einewichtige Frist verzich-
tet. Die im Februar vereinbarte Vorgabe,
bis Ende April eine umfassende Aufstel-
lung zu den Athener Reformplänen zu ha-
ben, sei nur noch äußert schwierig einzuhal-
ten. Das machte ein Eurogruppen-Verant-
wortlicher am Dienstag in Brüssel deutlich.
Wichtiger sei eine weitere, die bis zum

30. Juni laufende Frist – dann ende die vier-
monatige Verlängerung des griechischen
Hilfsprogramms. Ohne eine Verständi-
gung auf die Reformliste können rund 7,2

Milliarden Euro blockierte Hilfsgelder
nicht fließen. „Wir sind noch einen bedeu-
tenden Weg entfernt, bevor wir signalisie-
ren können, dass ein Ergebnis in Sicht ist“,
sagte der Verantwortliche mit Blick auf die
Verhandlungen. Die Finanz-Staatssekre-
täre der 19 Euroländer werden an diesem
Mittwoch erneut beraten. Griechenland ist
auchThemabei Treffen der Euro-Finanzmi-
nister an diesem Freitag in Riga.
In SachenEnergie-Kooperationmit Russ-

land haben beide Seiten einen Projektplan
ausgearbeitet, wie es aus Athener Regie-
rungskreisen hieß. Eine Arbeitsgruppe
solle in der nächsten Zeit definieren, was
jede Seite für den Bau der Pipeline tun
muss. Von einer Vorauszahlung seitens
Moskaus an Athen war nicht mehr die Re-
de. Kreise der griechischen Regierung hat-
ten vergangene Woche wiederholt an die

Presse durchsickern lassen, Moskau sei be-
reit, als eine Art Vorschuss für künftige
Transitgebühren für die geplante Erdgas-
Pipeline bereits jetzt drei bis fünf Milliar-
den Euro zu zahlen. Die Leitung wäre die
Verlängerung der geplanten Pipeline Tur-
kish Stream, durch die Russland ab 2017
Gas in die Türkei pumpen will.
Das hoch verschuldete Griechenland

steuert nach Jahren übermäßiger Defizite
wieder normale Werte an. Athen drückte
die Neuverschuldung 2014 auf 3,5 Prozent
der Wirtschaftsleistung nach 12,3 Prozent
zuvor. Das berichtete das Europäische Sta-
tistikamt Eurostat in Luxemburg. Konse-
quenzen an der Defizit-Front hat das Kri-
senland aber zunächst nicht zu befürchten.
Denn im laufenden Strafverfahren hat
Athen noch bis 2016 Zeit, die Maastrichter
Defizitmarke von 3 Prozent einzuhalten.

VON GREGOR MAYER

Kairo.Der 2013 gestürzte ägyptische Präsi-
dent Mohammed Mursi ist erstmals ver-
urteilt worden und soll wegen Anstiftung
zur Gewalt gegen Demonstranten 20 Jahre
hinterGitter. Zwölf weitere Spitzenfunktio-
näre der inzwischen verbotenen Muslim-
bruderschaft sollen ebenfalls 20, zwei wei-
tere zehn Jahre ins Gefängnis, entschied

ein Gericht in Kairo am Dienstag. Die
Urteile sind noch nicht rechtskräftig. Ge-
gen den Islamisten Mursi sind noch drei
weitere Verfahren wegen Spionage und
Landesverrats anhängig, in denen ihm die
Todesstrafe droht.
Kritiker sprachen von einempolitischmo-

tivierten „Fehlurteil“ und „fadenscheini-
gen Beweisen“. Die Staatsanwaltschaft
hatte den Angeklagten den Mord an elf
Demonstranten vorgeworfen, wofür ihnen
die Todesstrafe gedroht hätte. Das Gericht
sah jedoch den Tatbestand des Mordes
nicht als erwiesen an. Das Verfahren bezog
sich auf Zusammenstöße vor dem Kairoer
Präsidentenpalast imDezember 2012.Geg-
ner der Muslimbrüder hatten dagegen pro-
testiert, dass sich Mursi als Präsident weit-
reichende Vollmachten angemaßt und da-
mit gegen die Verfassung verstoßen habe.
Anhänger der Muslimbruderschaft hatten
daraufhin die Demonstranten angegriffen
und einige von ihnen verschleppt, gefoltert
und getötet.
Mursi war Mitte 2012 aus den ersten

freien PräsidentenwahlenÄgyptens als Sie-
ger hervorgegangen. Nach Massenprotes-
ten gegen seine autoritäre Herrschaft
stürzte ihn dasMilitär im Juli 2013, seitdem
ist er in Haft. Kommentar Seite 2

VON WIEBKE RAMM

Lüneburg. Er packt sein Käsebrot aus und
beißt hinein.OskarGröningmachtMittags-
pause. Eben noch hat er berichtet, wie das
damals war im Konzentrationslager in
Auschwitz-Birkenau. Der heute 93-Jährige
gerät dabei ins Plaudern. Wodka, den sie
aus der Flasche tranken, spielt in denErzäh-
lungen des früheren SS-Mannes eine Rol-
le. Auch an das Eisentor mit der zynischen
Aufschrift „Arbeit macht frei“ erinnert er
sich. Er nennt es „schön geschmiedet“. An-
ekdoten aus Auschwitz, im Plauderton vor-
getragen von einem früheren SS-Mann,
der sich 70 Jahre nach Befreiung des Kon-
zentrationslagers wegen Beihilfe zumMas-
senmord an 300000 Kindern, Frauen und
Männern vor Gericht verantworten muss.
Ihm gegenüber sitzen fünf Auschwitz-

Überlebende und Hinterbliebene derer,
die von der SS ermordet wurden. Eva Pu-
sztai-Fahidi ist eine der Überlebenden. Sie
hört Grönings Worte über Kopfhörer in
ungarische Sprache übersetzt. Sie hat die
Augen geschlossen. Nur manchmal guckt
sie denAngeklagtenkurz an. Rund 60Holo-
caust-Überlebende und Angehörige der
Opfer nehmen an dem Prozess als Neben-
kläger teil. Sie leben heute in den USA, in
Ungarn, in Kanada, in Israel. Sie sind weit
über 80 Jahre alt, weswegen nur wenige
nach Lüneburg reisen konnten. Elf An-
wälte vertreten sie.
Es ist derwohl letzte großeNS-Kriegsver-

brecher-Prozess, der am Dienstag vor dem
Landgericht Lüneburg begonnen hat. Die
Holocaust-Überlebenden haben nicht
mehr zu träumen gewagt, dass sie diesen
Moment noch erleben werden. Im vergan-
genen Jahr hatte die 4. Große Strafkammer
des Landgerichts Lüneburg unter Vorsitz
von Richter Franz Kompisch die Anklage
der Staatsanwaltschaft Hannover gegen
Oskar Gröning zugelassen.
Ohne Übertreibung lässt sich sagen: Es

ist ein historischer Moment, als Staatsan-
walt Jens Lehmann die Anklage vorträgt.
Ein historischer Moment, der verzerrt und
mit Aussetzern im Saal ertönt. Das Mikro-
fon ist kaputt. Die Stimme des Staatsan-
walts dringt verzerrt durch die Lautspre-
cher. Lehmann spricht trotzdem weiter:
„Im Konzentrationslager Auschwitz-Birke-
nau wurden zwischen 1940 und 1945 min-
destens 900000 Menschen meist jüdischen
Glaubens und jüdischer Abstammung so-
gleich nach ihrer Ankunft getötet. Die Tö-
tung erfolgte ganz überwiegend mittels
Vergasungen in eigens dafür geschaffenen
Anlagen, sogenannten Gaskammern,
durch dasGiftgas Zyklon B.“DieMikrofon-
anlage spielt verrückt. Richter Franz Kom-
pisch tut nichts. Lehmann sagt, dass die
Menschen, die nicht gleich getötet wur-
den, später durch unmenschliche Arbeits-
bedingungen oder auf andere erbarmungs-

lose Weise ums Leben kamen. Als Leh-
mann beginnt, die Namen von Opfern zu
verlesen, fällt das Mikrofon komplett aus.
Erst jetzt bringt ein Techniker ein neues.
Die Anklagebehörde wirft Oskar Grö-

ning, einemehemaligen SS-Unterscharfüh-

rer, vor, mit seinem Dienst in Auschwitz-
Birkenau das reibungslose Funktionieren
dieser Tötungsfabrik des NS-Regimes mit
ermöglicht zu haben.Mindestens 1,1Millio-
nen Juden sowie Zehntausende nichtjüdi-
sche Polen, Russen, Sinti und Roma starben

insgesamt in dem Vernichtungslager. Grö-
ning war der Buchhalter von Auschwitz, er
verwaltete das Geld, das die Nazis ihren
Opfern abnahmen. Er hat auch das Gepäck
an der Rampe von Auschwitz bewacht, das
die Deportierten am Bahnsteig zurücklas-
sen mussten.
Aus rechtlichen Gründen hat die Staats-

anwaltschaft ihre Anklage auf die soge-
nannteUngarn-Aktion imSommer 1944 be-
schränkt. Damals trafen in Auschwitz-Bir-
kenau mindestens 137 Eisenbahntrans-
porte aus Ungarn ein. Von den rund
425000Menschen in den Zügen ermordete
die SSmindestens 300000 sofort nach ihrer
Ankunft in den Gaskammern.
Als Gröning amMorgen den Saal betritt,

wird er von Justizwachmeistern gestützt.
Er braucht einen Rollator zur Fortbewe-
gung. Richter Kompisch trägt den Namen
des Angeklagten, sein Alter, seinen Fami-
lienstand („verwitwet“) vor. Gröning bestä-
tigt alles. „Ja“, sagt er mit gebrochener
Stimme– die allerdings so ganz anders klin-
genwird, als erwenig spätermit klarer, fes-
ter Stimme in erschütternder Offenheit zu
erzählen beginnt.
1942wurdeGrönungnachAuschwitz be-

ordert. Er habe eine Verpflichtungserklä-
rung unterzeichnet, die ihn zur strikten Ge-
heimhaltung anhielt über das, was er dort
erleben würde. Er habe nicht gewusst, was
ihn erwarte. Das sagt er immer wieder. Erst
vor Ort hätten ihm die Kameraden gesagt,
dass im LagerMenschen ermordet werden.
Diese Stelle liest Gröning von Blatt ab. Er
hat mehrere Blätter Papier vor sich liegen.
Auf ihnen steht, was seine Verteidiger aus-
gearbeitet haben. Jetzt sagt er: „Hier steht,
die Menschen wurden umgebracht. Dort
war der Jargon: Die wurden entsorgt.“
Gröning erinnert sich an „ein besonde-

res Ereignis“: Zwischen den Koffern am
Bahnsteig schrie ein Baby. Er sagt: „Ein SS-
Rottenführer nahm das Kind, schlug es
gegen einen LKW und das Schreien hörte
auf.“Gröning sagt: „Da istmir dasHerz ste-
hengeblieben.“ Da habe er angefangen
umzudenken, sagt er. Und dann folgt der
Satz: „Es wäre etwas anderes gewesen,
wenn er ein Gewehr genommen und das
Baby erschossen hätte, anstatt es gegen ei-
nen Pfosten zu schlagen.“ Da habe er um
seine Versetzung an die Front gebeten.
Gröning bekennt, er habe die Vernich-

tungsmaschinerie zunächst, durch die NS-
Propaganda beeinflusst, als begründet an-
gesehen. Er habe gedacht: „Wenn die Ju-
den unsere Feinde sind, ist es Teil des Krie-
ges, dass sie erschossen werden.“ Er sagt
auch: „Für mich steht außer Frage, dass ich
mich moralisch mitschuldig gemacht habe
an der millionenfachen Ermordung von
Menschen, von denen die allermeisten Ju-
den waren. Dazu bekenne ich mich. Über
die Frage der strafrechtlichen Schuld müs-
sen Sie entscheiden.“

VON THOMAS SPANG

Baltimore.Alle sind empört: Die Angehöri-
gen Freddie Grays, die wissen wollen,
warum der junge Mann sterben musste.
Die Bewohner der armen Schwarzen-Vier-
tel Baltimores, die den Cops noch nie über
den Weg getraut haben. Und die schwarze
Bürgermeisterin Stephanie Rawlings-Bla-
ke, die mühsam versucht hatte, das ange-
spannte Verhältnis zwischen den Bürgern
und den Ordnungshütern zu verbessern.
Was fehlt, sind klare Antworten – auf die

Frage,was genau sich an demSonntagmor-
gen (12.April) zutrug, als die Polizei den 25-
jährigen Gray im Westen der Hafenstadt
festnahm. Bisher gibt es nicht einmal einen
nachvollziehbaren Grund, warum die Poli-
zei den Schwarzen verfolgt hatte. LautAus-
sagen der beteiligten Beamten rannteGray
weg, als er den Streifenwagen sah. Zwei
Straßenblöcke weiter stellten die Cops den
Flüchtenden, der, so der stellvertretende
Polizeichef Jerry Rodriguez „ohne die An-
wendung von Gewalt aufgab“. Bei einer
Leibesvisitation sei ein Springmesser in der
Hosentasche Grays gefunden worden.
Ein von Zeugen aufgenommenesHandy-

video zeigt, wie die Polizei Gray in einen
Gefangenentransporter schleppt. Laute

Schreie sind zu hören, aber deren Ursache
ist nicht zu sehen. „Als er in den Transpor-
ter gesteckt wurde, konnte er reden und
war wütend“, erklärte Rodriguez. „Und als
Mr. Gray aus dem Wagen geholt wurde,
konnte er weder sprechen noch atmen.“
Was in dem Gefangenentransporter pas-

siert ist, bleibt ein Mysterium. Laut Polizei
verlangte Gray ein Atemhilfe-Gerät. Doch
statt ihm sofort zu helfen, dauerte es 42Mi-
nuten, bis die Polizei medizinische Hilfe
holte. „Wir hätten wohl früher einen Not-
arzt rufen sollen“, räumt Polizeichef
Anthony Batts ein, der die sechs beteiligten
Beamten vom Dienst suspendiert hat. Eine
Woche später verstarb Gray – an den Fol-
gen einer Rückenmarkverletzung
Der Anwalt der Familie, William „Billy“

Murphy, meint, die Erklärungen der Poli-
zei seien „bizarr“. Schon die Verfolgung
Grays sei nach Stand der Dinge nicht mehr
als reine Polizeiwillkür gewesen: „So weit
ich weiß, gibt es nicht so etwas wie einen
Straftatbestand des Davonlaufens.“
Bürgermeisterin Rawlings-Blake ver-

spricht jetzt lückenloseAufklärung undbit-
tet die Bürger, Ruhe zu bewahren: „Nie-
mand von uns kriegt die Antworten, diewir
brauchen und auf die die Gray Familie An-
spruch hat, wenn es zu Gewalt kommt.“

Athen ringt um Hilfen – Brüssel verlängert Frist für Reformpläne

Berlin. Gegen eine am Sonnabend ge-
plante Palästinenser-Konferenz von Sym-
pathisanten der Terrororganisation Hamas
in Berlin formiert sich Protest. Der Berliner
SPD-Landesvorsitzende Jan Stöß kündigte
am Dienstag seine Teilnahme an einer
Gegenkundgebung an. Stöß kritisierte, ein-
ziger Daseinszweck der Hamas sei die Be-
seitigungdes Staates Israel. „Dass eineVer-
anstaltung, die mit solchen mörderischen
Zielen sympathisiert und für sie wirbt, in
Berlin stattfinden soll, ist unerträglich.“ Die
im Gazastreifen regierende Hamas wird
von der EU als terroristische Vereinigung
eingestuft.

VON BASIL WEGENER

Berlin. Deutlich mehr Menschen als noch
vor Jahren arbeiten in Deutschland nicht in
regulären Jobs: Die Zahl dieser Arbeitneh-
mer stieg binnen 20 Jahren ummehr als 70
Prozent. Sie sind befristet, in Teilzeit mit 20
oder weniger Wochenstunden, Zeitarbeit
oder geringfügig beschäftigt. Das geht aus
der Antwort des Bundesarbeitsministe-
riums auf eine Anfrage der Linksfraktion
hervor. 1993 waren noch 4,4 Millionen
Arbeitnehmer atypisch beschäftigt – 2013
bereits 7,6 Millionen.
Demgegenüber ist derAnteil derNormal-

arbeitnehmer an den Erwerbstätigen in
demZeitraum von 76,8 auf 67,5 Prozent ge-
sunken. So waren es 1993 noch 25,9Millio-
nen Arbeitnehmer in Vollzeit oder Teilzeit
mit einer Wochenarbeitszeit von mindes-
tens 21 Stunden, einem unbefristeten Job
sowie einer vollen sozialen Absicherung.
2013 lag die Zahl der Normalarbeitnehmer
bei 24,06 Millionen – binnen 20 Jahren ein
Rückgang um 7,2 Prozent. Fast jeder Vierte
arbeitete demnach in Teilzeit.
Allerdings ist der Anteil der ausschließ-

lich geringfügig Beschäftigten an allen Er-
werbstätigen nach einem starken Anstieg
bis 2006 auf gut 15 Prozent wieder rückläu-
fig. Für 2014 erwartet das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
hier einen Rückgang um 60000 auf 5,6Mil-
lionen Personen.
Die Linke-Arbeitsmarktexpertin Jutta

Krellmann, die die Anfrage gestellt hatte,
sagte: „20 Jahre Reformen am Arbeits-
markt haben für mehr Beschäftigung gar
nichts gebracht.“ Es gebe heute genau so
viel Arbeit wie 1994. „Nur mehrMenschen
teilen sich den gleichen Umfang – aber zu
deutlich schlechteren Bedingungen.“ Die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände warf der Linken vor, ein
Vergleich von heute zumStandvor derWie-
dervereinigung führe in die Irre. „Seit In-
krafttreten der Agenda 2010 hat es keine
Verdrängung von Stammbelegschaften
durch flexible Beschäftigung gegeben,
ganz im Gegenteil.“

Diese undatierte Aufnahme aus dem Staatlichen Museum Auschwitz-Birkenau zeigt den Angeklag-
ten Oskar Gröning als jungen SS-Mann in dem Vernichtungslager. FOTO: DPA

Berlin. Ein deutscher Entwicklungshelfer
ist in der nordafghanischen Stadt Kundus
verschwunden. Die „Bild“-Zeitung berich-
tete unter Berufung auf deutsche Sicher-
heitskreise, der Mann arbeite für die Deut-
scheGesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit. Im Auswärtigen Amt in Berlin
hieß es, einKrisenstab befasse sichmit dem
Fall. Eine Entführung des Deutschen wird
nicht ausgeschlossen. Laut „Bild“ soll be-
reits ein Verhandlungsteam auf dem Weg
sein. Die Bundeswehr war vor eineinhalb
Jahren aus Kundus abgezogen.

London. Der Führer der Terrormiliz Islami-
scher Staat (IS), Abu Bakr al-Baghdadi, ist
offenbar bei einem Luftangriff im Westen
des Irak schwer verwundetworden. Das be-
richtete der britische „Guardian“. Ein Infor-
mant sagte der Zeitung, Al-Baghdadi habe
nach dem von den USA geführten Luft-
schlag am 18. März um sein Leben ge-
kämpft. Die IS-Führungsriege habe des-
halb bereits über einen Nachfolger bera-
ten. Al-Baghdadi befinde sich inzwischen
jedoch auf demWeg der Besserung. Er soll
sich zuletzt häufig in Al-Baaji, einer west-
lich der IS-HochburgMossul gelegenen ira-
kischen Stadt aufgehalten haben.

Riad·Sanaa. Knapp vier Wochen nach Be-
ginn der Luftangriffe hat Saudi-Arabien
eineneue Phase des Einsatzes im Jemenan-
gekündigt. Die Operation „Sturm der Ent-
schlossenheit“ sei beendet, weil ihremilitä-
rischen Ziele erreicht worden seien, teilte
das Verteidigungsministerium am Diens-
tagabend mit. Es folge nun eine Operation
„Wiederherstellung der Hoffnung“. Zu-
demwurde dieMobilisierung derNational-
garde fürmögliche Bodeneinsätze angeord-
net. Die US-Regierung dementierte, dass
die US-Flotte vor Jemens Küste aus Sorge
vor iranischen Waffenlieferungen an die
Huthi-Rebellen verstärkt wird.

HAMAS-KONFERENZ IN BERLIN

Gegenkundgebung geplant

Immer weniger
reguläre Jobs
Starker Rückgang seit 1993

AFGHANISTAN

Deutscher vermisst

US-LUFTSCHLAG

IS-Chef offenbar schwer verletzt

JEMEN

Saudis vor Bodeneinsätzen

20 Jahre Haft für Mursi
Ägyptens Ex-Präsident droht in weiteren Verfahren die Todesstrafe

NACHRICHTEN IN KÜRZE

Moralisch mitschuldig am Massenmord
Angeklagter Gröning gesteht in erschütternder Offenheit seine Beteiligung an den Nazi-Verbrechen in Auschwitz

Sechs Beamte und ein Todesfall
Erneut tödliche Polizeigewalt gegen Schwarzen in den USA


